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Mitbestimmung stärken – Eckpunkte des DGB zur Novellierung des Personalvertretungsgesetzes  
in Mecklenburg-Vorpommern 

 

Das Personalvertretungsgesetz Mecklenburg-Vorpommern ist seit 1993 weitgehend unveränderte Grundlage für 

die Beteiligung der Personalräte. Es weist mittlerweile einen erheblichen Reformbedarf auf, der eine umfassende 

Neuformulierung unabdingbar macht. 

 

Der DGB hat in seinen „Anforderungen an die demokratischen Parteien zur Landtagswahl 2016 in Mecklenburg-

Vorpommern“ u. a. die folgende Forderung aufgestellt: 

 

„Mitbestimmung stärken 

 

Das Personalvertretungsgesetz weist einen Novellierungsbedarf auf. Es ist seit 1993 weitgehend unver-

ändert geblieben. Fortschritte in der Mitbestimmung in anderen Bundesländern wurden seitdem nicht 

mehr nachvollzogen. Die Mitbestimmung der Personalräte ist deshalb durch eine Novellierung des Perso-

nalvertretungsgesetzes zu stärken. Dabei ist eine Ausweitung der Mitbestimmung bei personellen, orga-

nisatorischen und sozialen Maßnahmen zu gewährleisten. Darüber hinaus sind die individuellen Rechte 

der Beschäftigten auszubauen, die Gleichstellung von Frauen und Männern zu implementieren und die 

überholten Begrifflichkeiten der Statusgruppen zu überarbeiten. Der Gesetzesentwurf ist in enger Abstim-

mung mit den Spitzenorganisationen der Gewerkschaften zu entwickeln.“ 

 

 

Mit diesem Papier konkretisiert der DGB seine Erwartungen an eine Novellierung des Personalvertretungsgesetzes 

Mecklenburg-Vorpommern.  

 

Mit den vorliegenden Eckpunkten soll die Verantwortung der Personalräte durch mehr Mitbestimmung unter Wah-

rung des Primats der Politik zu gewichtigen Entscheidungen von grundsätzlicher Bedeutung weiterentwickelt wer-

den. Ziel der Mitbestimmung darf dabei nicht nur eine höhere Akzeptanz von Veränderungen unter den Beschäf-

tigten sein. Das Personalvertretungsgesetz muss auch der Stärkung der Demokratie und der Verwirklichung der 

Grundrechte der Beschäftigten in den Dienststellen dienen. Diese Zielsetzung nützt auch den Bürgerinnen und 

Bürgern: Beschäftigte, deren demokratische Grundrechte ernst genommen werden und die ihre Arbeitswelt aktiv 

mit gestalten können, gehen auch verantwortlicher und bewusster mit den Rechten der Bürgerinnen und Bürger 

um. Eine verwaltungsinterne Kultur, die offen mit Konflikten umgeht, erhöht die Bürgernähe und die Fähigkeit der 

Verwaltung, auch nach außen mit Konflikten umgehen zu können.  

 

 
Zur Ausweitung der Mitbestimmung 
 

Die Mitbestimmung der Personalräte bei personellen, organisatorischen, sozialen und sonstigen innerdienstlichen 

Maßnahmen ist im rechtlich zulässigen Umfang auszuweiten. Konkret bedeutet dies die gesetzliche Verankerung 

einer innerdienstlichen Allzuständigkeit der Personalräte, die sich sowohl auf die Mitbestimmung bei den besagten 

Maßnahmen als auch auf die mögliche Erörterung aller Vorgänge, die die Dienststelle oder ihre Beschäftigten 

betreffen, zwischen Personalrat und Dienststellenleitung bezieht.  
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Eine derartige Regelung würde nicht nur eine umfassende Mitbestimmung ermöglichen, sondern auch Konflikte in 

den Dienststellen über die Frage, welche Maßnahmen der Mitbestimmung unterliegen, reduzieren. Die Angelegen-

heit oder Maßnahme würde damit sachbezogen im Zentrum stehen, nicht die Frage formaler Zuständigkeiten. 

Gleichzeitig würden „Beteiligungslücken“ vermieden werden, die sich zwangsläufig aus Katalogen ergeben.  

 

Ziel muss es sein, dass Dienststellen und Personalräte unter Beachtung der Gesetze und Tarifverträge eng und 

gleichberechtigt zusammenarbeiten, um den Grundrechten der in der Dienststelle tätigen Beschäftigten zu prakti-

scher Wirksamkeit im Arbeitsleben zu verhelfen und um zugleich zur Erfüllung der der Dienststelle obliegenden 

Aufgaben beizutragen.  

 

Beispiele für eine über die Möglichkeiten des bisherigen Personalvertretungsgesetzes hinausgehende Mitbestim-

mung wären hierbei:  

 

 Grundsätze über die Durchführung der Berufsbildung (Berufsbildung der Beschäftigten, berufliche Fort- 

und Weiterbildung sowie berufliche Umschulung), 

 Auswahl der Angehörigen des öffentlichen Dienstes für Maßnahmen der Berufsbildung (§ 68 Abs. 1 Nr. 

17 PersVG M-V umfasst hier bisher nur die Fortbildung),  

 die Mitbestimmung bei Einstellungen soll bereits den Text der Ausschreibung und damit die Anforderun-

gen und Kriterien der Stellenbesetzung mit umfassen,  

 die Mitbestimmung sollte auch die Zuordnung von Erfahrungsstufen sowohl bei Tarifbeschäftigten als 

auch bei Beamtinnen und Beamten umfassen,  

 Mitbestimmung bei der Raumzuweisung,  

 Mitbestimmung beim Versagen der Bildungsfreistellung,  

 der bisherige § 68 Abs. 1 Nr. 24 PersVG M-V wäre um weitere Funktionen wie z. B. die Fachkräfte für 

Arbeitssicherheit und die Datenschutzbeauftragten zu ergänzen,  

 Maßnahmen, die der Durchsetzung der tatsächlichen Gleichberechtigung von Frauen und Männern, ins-

besondere bei der Einstellung, Beschäftigung, Aus-, Fort- und Weiterbildung und dem beruflichen Aufstieg 

dienen, 

 Maßnahmen, die der Förderung der Vereinbarkeit von Familie, Pflege und Beruf dienen (wie z. B. Telear-

beit),  

 Abschluss von Arbeitnehmerüberlassungs- und Gestellungsverträgen, 

 Übertragung von Arbeiten der Dienststelle, die üblicherweise von ihren Beschäftigten vorgenommen wer-

den, auf Dauer an Privatpersonen oder auf Dritte in jeglicher Rechtsform (Privatisierung). 

 

Im Rahmen des Mitbestimmungsverfahrens ist sicherzustellen,  

 

 dass keine Beschränkung der Mitbestimmung bei internen oder vorbereitenden organisatorischen Hand-

lungen der Dienststelle stattfindet,  

 dass den Personalräten in allen Fragen ein Initiativrecht eingeräumt wird,  

 dass die Dienststelle die Maßnahmen durchzuführen hat. Dem Personalrat wird eine Durchsetzung dieser 

Maßnahmen im Klagewege eingeräumt. Dies gilt auch für Initiativen des Personalrates nach Ablauf von 

drei Monaten, wenn keine Verhandlungen zwischen Personalrat und Dienststelle aufgenommen werden, 

 dass die Personalräte die Möglichkeit erhalten, einstweilige Verfügungen vor dem Verwaltungsgericht zu 

beantragen, um ggf. ein rechtswidriges Einleiten mitbestimmungspflichtiger Maßnahmen durch die 

Dienststelle ohne Zustimmung des Personalrates zu unterbinden. Eine derartige Regelung wäre ein Beitrag 
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zur Gewährleistung eines rechtsstaatlichen Verwaltungshandelns im Sinne des Artikels 4 der Verfassung 

des Landes Mecklenburg-Vorpommerns.  

 

Die Mitbestimmung in Personalangelegenheiten der Beschäftigten mit überwiegend wissenschaftlicher oder künst-

lerischer Tätigkeit hat auch ohne Antrag des oder der betroffenen Beschäftigten zu erfolgen (§ 68 Abs. 3). Die 

Regelung in § 76 Abs. 1 und Abs. 2 reichen vollkommen aus, eine potentielle Gefährdung der Freiheit von For-

schung und Lehre nach Artikel 5 Abs. 1 Satz 1 GG durch die Mitbestimmung auszuschließen.  

 

 
Zum Ausbau der individuellen Rechte der Beschäftigten  
 

Der Ausbau der individuellen Rechte der Beschäftigten könnte beispielsweise erfolgen durch 

 

 das Recht zur Anhörung Betroffener in personellen Angelegenheiten,  

 Antragsrechte der Beschäftigten an den Personalrat,  

 die Verbesserung von Informationsrechten der Beschäftigten,  

 die Möglichkeit zu Stellungnahme des Personalrates in Disziplinarverfahren auf Bitte des/der betroffenen 

Beamten/der Beamtin (bis zur letzten Novelle im Landesdisziplinargesetz geregelt)  

 die Regelung, dass Beschlüsse zu personellen Einzelmaßnahmen des Personalrates den betroffenen Be-

schäftigten auf Wunsch zu erläutern sind oder  

 ein Recht zur Stellungnahme des Personalrates bei Abmahnungen auf Antrag des Beschäftigten.  
 
 
Zur Implementierung der Gleichstellung  
 

Hinsichtlich der Implementierung der Gleichstellung von Frauen und Männern könnten beispielsweise die Förde-

rung der Gleichstellung von Männern und Frauen sowie die Vereinbarkeit von Familie, Pflege und Beruf als Ziele 

der Zusammenarbeit von Personalrat und Dienststelle oder aber als allgemeine Aufgaben des Personalrates veran-

kert und entsprechende Mitbestimmungstatbestände ergänzt werden. Zu schaffen wären in diesem Kontext auch 

Regelungen zur möglichen Zusammenarbeit zwischen Personalräten und Gleichstellungsbeauftragten.  

 

 
Zur Zuständigkeit des Personalrates  
 

Im Rahmen der Novellierung ist die vollständige Vertretungsmacht des Personalrates für alle in der Dienststelle 

beschäftigten oder vorhandenen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter sicherzustellen. Das Personalvertretungsgesetz 

muss auch für jene Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter gelten, die für die Dienststelle oder Angehörige der Dienst-

stelle tätig sind ohne beamten- oder arbeitsrechtlich an sie gebunden zu sein. Dies betrifft insbesondere das Initi-

ativrecht, die Einhaltung geltender Rechtsvorschriften, Dienstvereinbarungen und Verwaltungsanordnungen sowie 

die Entgegennahme von Beschwerden. Beispiele für solche Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter sind die Beschäftigten 

externer Dienstleister, Leiharbeitskräfte, Werkvertragsnehmerinnen und – nehmer oder aber Lehrbeauftragte an 

den Hochschulen. Ein aktives oder passives Wahlrecht wird durch die Ausweitung der Zuständigkeit des Personal-

rates nicht begründet. 
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Zur Frage der Zusammenarbeit der Personalvertretungen  

 

Analog der Regelung in § 19 Abs. 6 des neuen Gleichstellungsgesetzes müssen auch Personalräte die Möglichkeit 

haben, dienststellen- und ressortübergreifend zusammenzuarbeiten. Hierzu ist eine entsprechende Klarstellung im 

Gesetz erforderlich. Hierfür ist auch eine Anpassung der in § 9 verankerten Schweigepflicht notwendig.  

 

Die Stufenvertretungen sollten über einen jährlichen Tätigkeitsbericht gegenüber den Beschäftigten rechenschafts-

pflichtig werden. Der Tätigkeitsbericht ist in geeigneter Form den Beschäftigten zugänglich zu machen (Intranet, 

Aushang etc.).  

 

Gesamtpersonalräte und Stufenvertretungen müssen die Möglichkeit haben, mindestens einmal jährlich eine Ver-

sammlung aller Personalräte in ihrem Bereich durchzuführen. 

 

Stufenvertretungen und Gesamtpersonalräte müssen die Möglichkeit haben, einmal im Jahr Personalversammlun-

gen für ihren Zuständigkeitsbereich durchzuführen.  

 

Der DGB hält es auch für geboten, die Arbeitsgemeinschaft der kommunalen Personalräte auf Landesebene ge-

setzlich zu verankern und damit die Voraussetzungen für deren Arbeit nachhaltig zu verbessern.  

 

 
Zur Frage der Statusgruppen  
 

Die überholten Begrifflichkeiten der Statusgruppen sind grundlegend zu überarbeiten Die bisherigen Gruppen von 

Beschäftigten sind auf zwei Gruppen zu reduzieren – Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer sowie Beamtinnen und 

Beamte. 

 

Gruppen mit nicht mehr als fünf Angehörigen des öffentlichen Dienstes in einer Dienststelle sollen nur Berücksich-

tigung bei der Bildung der Personalräte finden, wenn sie mindestens ein Zwanzigstel der Angehörigen des öffent-

lichen Dienstes in einer Dienststelle umfassen.  

 

Der Vorstand des Personalrates soll nach den Erfordernissen gebildet werden, ohne die Gruppen zwingend berück-

sichtigen zu müssen. Der Vorsitzende ist in seiner Vertretungskompetenz zu stärken. 

 

 
Zur Frage der Freistellungen 
 

Durch den Personalabbau kleiner werdende Dienststellen, zunehmende Aufgaben und eine steigende Komplexität 

der Arbeitswelt machen eine Erhöhung der bisherigen Freistellungen notwendig.  

 

Die Freistellungsregelungen müssen analog dem Betriebsverfassungsgesetz bei 200 Beschäftigen beginnen und 

sind in einer Staffelung im Gesetz bis zu einer Obergrenze festzulegen; dabei sollen Teilfreistellungen ermöglicht 

werden. Über die Aufteilung der Freistellungen entscheidet der Personalrat.  

 

Für Dienststellen mit weniger als für die Vollfreistellung notwendigen 200 Beschäftigten ist eine gestaffelte Rege-

lung mit Teilfreistellungen vorzusehen. Diese sind im Rahmen einer separaten Tabelle gesetzlich zu verankern.  
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Dem Gesamtpersonalrat und den Hauptpersonalräten sind entsprechend eines Kataloges eigenständige Freistel-

lungsrechte einzuräumen.  

 

 
Zur Frage der personalrechtlichen Vertretung von Referendaren und Lehrkräften in Ausbildung 

  

Die in einem Ausbildungsverhältnis für ein Lehramt stehenden Beschäftigten an den Ausbildungs- und Studiense-

minaren des LISA wählen bisher nach § 78 Abs. 2 eine Jugend- und Auszubildendenvertretung am LISA. Diese 

Konstruktion hat sich nicht bewährt. Der DGB plädiert deshalb für eine grundlegende Reform der Interessenvertre-

tung in diesem Bereich. 

 

Den Referendarinnen und Referendaren ist als Beschäftigten der Schulen das Wahlrecht zu den dortigen Personal-

räten einzuräumen. Im Rahmen der Stufenvertretungen können so umfassende Mitbestimmungsrechte für die in 

einem Ausbildungsverhältnis für ein Lehramt stehenden Beschäftigten realisiert werden.  

 

Zusätzlich sollen gewählte Seminarsprecherinnen und Seminarsprecher auf Schulamts- und auf Landesebene (4+1), 

eine Arbeitsgemeinschaft bilden. Zentrale Aufgabe dieser Seminarsprecherinnen und –sprecher wäre es, sich um 

spezifische Ausbildungsprobleme im IQ M-V zu kümmern und diese Probleme in Kooperation mit den Personalräten 

anzugehen. Auf diesem Weg könnte auch das Problem der Amtszeiten umgangen werden.  

 

 

Zur Frage der ressortübergreifenden Mitbestimmung  

 

Allgemeine Regelungen in Angelegenheiten, die der Mitbestimmung unterliegen und die über den Geschäftsbe-

reich einer obersten Landesbehörde hinausgehen, sind zwischen den Spitzenorganisationen der zuständigen Ge-

werkschaften und der zuständigen obersten Landesbehörde zu vereinbaren („ressortübergreifende Mitbestim-

mung“). Anzustreben ist eine einvernehmliche, sachgerechte Einigung. 

 

 
Zur Einrichtung eines Wirtschaftsausschusses  
 

Im Geltungsbereich des Personalvertretungsgesetzes findet sich eine ganze Reihe von wirtschaftlich tätigen bzw. 

nach unternehmerischen Grundsätzen arbeitenden Dienststellen. Dies gilt beispielsweise für die Universitätsklini-

ken. Grundlage für die dortige Personalplanung sind die Erlöse aus der Krankenversorgung und die darauf basie-

rende Stellenbemessung. Die Kenntnis der wirtschaftlichen Rahmenbedingungen der Dienststelle ist hier für die 

Wahrnehmung der Mitbestimmung der Personalräte von hoher Bedeutung. Ein novelliertes Personalvertretungs-

gesetz muss deshalb sicherstellen, dass die Personalräte die Möglichkeit erhalten, sich in qualifizierter Form mit 

den wirtschaftlichen Gegebenheiten ihrer Dienststelle auseinanderzusetzen und die hierfür notwendigen Informa-

tionen zu erhalten.  

 

In Anlehnung an § 106 Betriebsverfassungsgesetz und die Personalvertretungsgesetze anderer Bundesländer ist 

deshalb die Möglichkeit zu schaffen, dass auf Antrag des Personalrates in Dienststellen mit mehr als 100 Beschäf-

tigten ein Wirtschaftsausschuss eingerichtet wird. Aufgabe des Wirtschaftsausschusses ist es, wirtschaftliche An-

gelegenheiten der Dienststelle zu beraten und den Personalrat zu unterrichten. Dem Wirtschaftsausschuss sind 

hierfür umfangreiche Informations- und Beratungsrechte zu den wirtschaftlichen Angelegenheiten der Dienststelle 
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einzuräumen. Werden im Bereich einer Dienststelle mehrere Personalräte gebildet, so ist sicherzustellen, dass je-

dem der Personalräte das Recht eingeräumt wird, einen Wirtschaftsausschuss für die Dienststelle zu bilden und 

jeder Personalrat im Wirtschaftsausschuss angemessen vertreten ist. 

 

Der Wirtschaftsausschuss ist explizit kein Beschlussgremium. Er dient vielmehr der Information der Personalvertre-

tung in wirtschaftlichen Fragen und ermöglicht es so, diese im Rahmen der Mitbestimmung angemessen zu be-

rücksichtigen. Angesichts teilweise komplexer ökonomischer Steuerungsinstrumente erhöhen sie durch Transpa-

renz die Qualität der Mitbestimmung.  

 

 

Zu den Regelungen für den wissenschaftlichen Bereich  

 

An den Hochschulen und Forschungseinrichtungen ist den Lehrbeauftragten, den Promovierenden sowie den stu-

dentischen und wissenschaftlichen Hilfskräften das Wahlrecht zu den Personalräten nach § 76 Abs. 2 einzuräumen. 

Hierfür ist eine Anpassung des § 3 Abs. 2 Nr. 3 notwendig. Das aktive und passive Wahlrecht der oben genannten 

Personenkreise ist dabei unabhängig von einem dienstrechtlichen Verhältnis zur Hochschule bzw. Forschungsein-

richtung zu gewährleisten.  

 

Die Definition der „wissenschaftlichen Beschäftigten“ ist analog dem Landeshochschulgesetz rechtssicher auszu-

gestalten. Der DGB plädiert zudem dafür, zukünftig nur noch die Hochschullehrerinnen und Hochschullehrer, aber 

nicht mehr pauschal das in § 55 Abs. 2 Landeshochschulgesetz genannte Personal vom Geltungsbereich des Per-

sonalvertretungsgesetzes auszunehmen.  

 

Neben den Personalräten erfolgt die Vertretung der Interessen der Beschäftigten an den Hochschulen auch in den 

Gremien der akademischen Selbstverwaltung. Nach § 51 Abs. 3 LHG M-V können Mitglieder einer Hochschule, die 

Aufgaben der Personalvertretung wahrnehmen, nicht einem Gremium der Hochschule angehören, das für Perso-

nalangelegenheiten zuständig ist. Angesichts der Mehrheitsverhältnisse in den Gremien erscheint diese Regelung 

überzogen. Sie stellt zudem eine deutliche Beschneidung der Rechte der Personalratsmitglieder da. Die Regelung 

in § 51 Abs. 3 LHG MV ist deswegen ersatzlos zu streichen 

 

 

Zur Stufenvertretung im Bereich der Kultusministerin  

 

Die Stufenvertretungen im Bereich der Kultusministerin nach § 79 bestehen aus Fachgruppen für die jeweils Ver-

treterinnen und Vertreter zu wählen sind. Dieses Prinzip hat sich bewährt.  

 

Durch die nun im Bereich der Lehrkräfte stattfindenden Verbeamtungen entsteht jedoch ein doppeltes Gruppen-

prinzip aus schulischen Fachgruppen und Statusgruppen. Dies würde in der Praxis die Arbeit der Gremien deutlich 

erschweren. Die Statusgruppen sollen deswegen bei der Wahl der Personalräte im Bereich der Lehrkräfte keine 

Berücksichtigung finden. Das Mitbestimmungsgesetz Schleswig-Holsteins sieht beispielsweise eine entsprechende 

Regelung in § 81 vor. Demnach wird innerhalb der Gruppen der Lehrkräfte nicht nach dem Status der Beschäftigten, 

sondern nach der Schulart unterschieden.  
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Zur Frage der Personalvertretung im Geltungsbereich des TV-Forst 

 

Die Besonderheiten der Personalvertretung im Geltungsbereich des TV-Forst sind in eigenen Sonderregelungen 

abzubilden. Der TV-Forst umfasst in Mecklenburg-Vorpommern die Nationalparke, die Biosphärenreservate. die 

Naturparke und die Landesforstanstalt Mecklenburg-Vorpommern.  

 

Die Notwendigkeit für Sonderregelungen ergibt sich beispielsweise durch die im TV-Forst nach wie vor vorhandene 

Aufteilung in Arbeiter und Angestellte. Dies macht hier eine Beibehaltung des Drei-Gruppen-Prinzips als Sonderre-

gelung notwendig. 

 

Gleichzeitig sollte dem Gesamtpersonalrat für die Beschäftigten der Landesforstanstalt die spezifischen Interessen 

und Anliegen dieses Bereiches auch in die Arbeitsgemeinschaft der Hauptpersonalräte einbringen können. Dies 

war bis 2005 durch einen eigenen Hauptpersonalrat für die Beschäftigten der Forstverwaltung gewährleistet.  

 

 

Zur Rolle der Jugend- und Auszubildendenvertretungen 

 

Die betriebliche Mitbestimmung ist ein wesentlicher Eckpfeiler unseres demokratischen Systems. Gerade für junge 

Beschäftigte ist es deshalb von hoher Bedeutung die Möglichkeiten und Vorteile der betrieblichen Mitbestimmung 

frühzeitig zu erfahren und verantwortlich selbst wahrzunehmen. 

 

Aus Sicht des DGB ist es deswegen notwendig, die Mitbestimmungsrechte der Jugend- und Auszubildendenvertre-

tungen (JAV) auszuweiten. Die JAV hat bisher keine eigenen Beteiligungs- und Mitbestimmungsrechte. Solche 

Rechte sollte man ihr zumindest insoweit einräumen, als es um die persönlichen Belange der Jugendlichen und 

Auszubildenden geht. 

 

 Die Wahrung und Förderung der Qualität der Berufsbildung muss Aufgabe der JAV als Vertretung der 

Auszubildenden und Beamtenanwärter werden. Denkbar wäre hier die Aufnahme einer Formulierung: 

„Die Jugend- und Auszubildendenvertretung hat im Rahmen ihrer Aufgaben auf eine stetige Entwicklung 

der Qualität der Berufsbildung hinzuwirken. Sie arbeitet hierfür mit dem Personalrat, der Dienststelle und 

den mit der Durchführung der Ausbildung zuständigen Institutionen zusammen.“ 

 Das Eintreten für die Übernahme der Auszubildenden in ein Beschäftigungsverhältnis nach Abschluss der 

Ausbildung ist in der Praxis ein wichtiges Arbeitsfeld der Jugend- und Auszubildendenvertretungen. Dies 

muss sich auch im Gesetz widerspiegeln. Hier könnte im Gesetz als Aufgabe der JAV aufgenommen wer-

den, „Maßnahmen, die der Übernahme der Auszubildenden in ein Beschäftigungsverhältnis dienen, beim 

Personalrat zu beantragen.“ Das Landespersonalvertretungsgesetz NRW kennt eine ähnliche Aufgaben-

stellung in § 61 des Gesetzes. 

 Die JAV muss bei der Auswahl der Ausbildungsleiter mitbestimmen dürfen.  

 Die JAV muss an den Auswahlgesprächen für Neueinstellungen von Auszubildenden und Anwärterinnen 

und Anwärtern beteiligt werden. 

 Die JAV muss berechtigt werden, Umfragen unter ihren Wahlberechtigten in der Dienststelle durchzufüh-

ren. 

 Die JAV muss eigene Medien wie Zeitungen oder Konten bei den sozialen Medien betreiben dürften. 
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 Jugend- und Auszubildendenvertretungen müssen die Möglichkeit haben, sich sowohl dienststellen- als 

auch ressortübergreifend untereinander auszutauschen. Gesamtjugendvertretungen und Hauptjugendver-

tretungen müssen die Möglichkeit haben, mindestens einmal jährlich eine Versammlung aller Jugend- und 

Auszubildendenvertretungen in ihrem Bereich durchzuführen.  

 

Zu klären ist darüber hinaus, ob die Regelungen der §§ 9 BPersVG (in Verbindung mit § 107 BPersVG) zur Über-

nahme von Auszubildenden und 108 zur Beteiligung bei Kündigungen in das Landesrecht und damit in das PersVG 

M-V zu überführen sind. Der DGB würde eine Verankerung der Regelung im Landesrecht aus Gründen der Nach-

vollziehbarkeit und der Rechtssicherheit ausdrücklich begrüßen.  

 

Ebenfalls zu klären wäre, ob ei einer Ausweitung des Wahlrechtes zu den Personalräten auf die studentischen und 

wissenschaftlichen Hilfskräfte die Definition der jugendlichen Beschäftigten in § 49 auf Beschäftigte unter 18 Jah-

ren sowie Auszubildende sowie Beamtenanwärterinnen und –anwärter konkretisiert werden müsste, um Missver-

ständnisse zu vermeiden.  

 

 

Zu weiteren notwendigen Konkretisierungen des Gesetzes  

 

Das Gesetz muss klarstellen, dass die oberste Dienstbehörde im Sinne des Gesetzes das verwaltungsleitende Organ 

ist. 

 

Das in den §§ 82 und 83 verankerte Recht der Vertretungskörperschaften und der Organe von Körperschaften des 

öffentlichen Rechts ohne Gebietshoheit sowie von rechtsfähigen Anstalten und Stiftungen des öffentlichen Rechts 

Entscheidungen ohne die Mitbestimmung des Personalrates treffen zu können, ist auf die gesetzlich vorgesehenen 

Rechte der Vertretungskörperschaft bzw. des Organs zu beschränken. Eine beliebige Ausweitung von Entschei-

dungskompetenzen zur Umgehung der Mitbestimmung der Beschäftigten ist auszuschließen.  
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